Entwurf

Bundesgesetz zur Gleichstellung, Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen. (Bundes - Behindertengleichstellungsgesetz 2003, BBGG)

Der Nationalrat wolle beschließen: 
  
Bundesgesetz mit dem die Gleichstellung – Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen verwirklicht werden soll (Bundes – Behindertengleichstellungsgesetz 2003, BBGG) erlassen wird 



der Nationalrat hat beschlossen: 
  
"Bundesgesetz mit dem die Gleichstellung – Gleichberechtigung und Chancengleichheit von behinderten Menschen verwirklicht werden soll (Bundes – Behindertengleichstellungsgesetz 2003, BBGG)“

Artikel I (Verfassungsbestimmung)
Die Erlassung, Änderung und Aufhebung von Vorschriften, wie sie im Artikel II des Bundes Behindertengleichstellungsgesetzes enthalten sind, sowie die Vollziehung dieser Vorschriften sind auch in jenen Belangen Bundessache, hinsichtlich derer das Bundes-Verfassungsgesetz 1920 in der Fassung von 1929 etwas anderes vorsieht. Die Angelegenheiten des Artikels II können im Sinne des Artikels 102 Abs. 2 B-VG unmittelbar von Bundesbehörden versehen werden.

Artikel II

1. Abschnitt

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Zweck

§ 1
(1) Dieses Bundesgesetz verfolgt insbesondere folgende Zwecke:

a.) die Diskriminierungen von behinderten Menschen zu verhindern, abzubauen und zu beseitigen;

b.) das Recht behinderter Menschen auf gleichberechtigte und chancengleiche Teilnahme bzw. Teilhabe in allen Bereichen des Gesellschaftslebens zu gewährleisten und

c.) eine selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen.

Behinderte Frauen

§ 2

Zur Verbesserung der Situation behinderter Frauen ist auf die Überwindung bestehender geschlechtsspezifischer Nachteile besonders hinzuwirken. Es sind spezielle Maßnahmen zur Förderung behinderter Frauen und zur Verhinderung von Gewalt gegen behinderte Frauen zu treffen.

§ 3

Der Bund, die Länder und Gemeinden, sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechtes sind verpflichtet, soweit es ihren jeweiligen Aufgabenbereich betrifft, die im § 1 und § 2 genannten Ziele aktiv zu fördern.

Personenkreis

§ 4

(1) Dieses Gesetz ist auf behinderte Personen nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen anzuwenden.

(2) Behinderung ist

a) eine dauerhafte Beeinträchtigung einer Körper-, Sinnes- oder intellektuellen Funktion oder -struktur bzw. eine psychische Beeinträchtigung im Sinne einer wesentlichen Abweichung oder eines Verlustes bzw. Fehlens;

b) die eingeschränkte Möglichkeit der Teilnahme oder Teilhabe einer Person in bestimmten Lebensbereichen vor dem Hintergrund ihrer Beeinträchtigung im Sinne der lit. a sowie vor dem Hintergrund ihres sich durch die Beeinträchtigung nach lit. A ergebenden Aktivitätsradius und vor dem Hintergrund ihrer Umweltfaktoren (die physikalische, soziale und einstellungsbezogene Umwelt, in der die Menschen ihr Leben gestalten) – Aktivitäts-/Partizipationseinschränkung.

(3) Als behindert gelten Menschen auch, wenn sie von einer konkreten Behinderung  im Sinne des Abs. 2 in der Vergangenheit betroffen waren, mit Wahrscheinlichkeit in Zukunft betroffen sein werden, oder ihnen eine solche Behinderung zugeordnet wird.

(4) Dieses Bundesgesetz ist auch auf Personen, welche mit behinderten Personen durch familiäre Bande verbunden sind, anzuwenden.

(5) Vom Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes sind auch Personen erfasst, welche eine Diskriminierung aufgrund einer Behinderung aufzeigen oder bekämpfen.

Diskriminierung

§ 5

(1) Sowohl die unmittelbare als auch die mittelbare Diskriminierung einer Person wegen einer Behinderung im Sinne des § 4 ist verboten.

(2) Eine unmittelbare Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes liegt dann vor, wenn eine Person wegen einer Behinderung im Sinne des § 4 in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.

(3) Eine mittelbare Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes liegt dann vor, wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, Kriterien, Verfahren oder Verhaltensweisen Personen mit einer Behinderung im Sinne des § 4 gegenüber anderen Personen in besonderer Weise benachteiligen
(4) Eine Diskriminierung im Sinne dieses Gesetzes liegt auch bei Anweisung eines Dritten zur Diskriminierung einer Person wegen einer Behinderung im Sinne des § 4 vor.
Belästigung

§ 6

(1)
Belästigung ist ein Verhalten gegenüber einem behinderten Menschen, das sich auf dessen persönliche Merkmale bezieht, und

a)
die Würde der betroffenen Person verletzt oder

b)
für die betroffene Person unerwünscht, unangebracht oder anstößig ist oder 

c)
ein einschüchterndes, feindseliges, entwürdigendes, beleidigendes oder demütigendes Umfeld für die betroffene Person schafft.

(2) Eine Belästigung liegt auch bei Anweisung zur Belästigung einer behinderten Person im Sinne des § 4 vor.

(3) Eine Belästigung liegt auch vor, wenn der dem es gesetzlich oder vertraglich obliegt es unterlässt, eine aufgrund gesetzlicher Bestimmungen, Normen der kollektiven Rechtsgestaltung des Arbeitsvertrages  oder sonstigen Vertrages angemessene Abhilfe zu schaffen, wenn behinderte Menschen durch Dritte belästigt werden.

Positive Diskriminierung

§ 7

Eine Bevorzugung zum Zwecke des Nachteilsausgleiches auf Grund einer Behinderung ist zulässig.

Günstigkeitsgebot

§ 8

Günstigere Bestimmungen in anderen Rechtsvorschriften bleiben durch dieses Gesetz unberührt.

Barrierefreiheit

§ 9

(1) Barrierefreiheit bedeutet die gleichberechtigte Möglichkeit der Teilnahme, Zugänglichkeit und Nutzung des gestalteten Lebensraums in der jeweils für den einzelnen behinderten Menschen notwendigen Weise und unabhängig von der Art seiner Behinderung. Zu dem gestalteten Lebensraum gehören insbesondere bauliche Anlagen, Verkehrsinfrastruktur, Beförderungsmittel im öffentlichen Personenverkehr einschließlich Luft- und Schiffsverkehr, öffentlich zugängliche Terminals und Auto​maten, technische Geräte des täglichen Gebrauchs, Informations-/Kommunikations​einrichtungen und -dienstleistungen sowie Aus- und Weiterbildungseinrichtungen.

(2) Grundsätzlich müssen der Zugang über den für nichtbehinderte Menschen üblichen Zugang sowie die Nutzung selbstbestimmt, ohne besondere Erschwernis und ohne fremde Hilfe erfolgen können.

(3) Grundlage für die Feststellung der Barrierefreiheit ist der jeweilige Stand der Technik und Wissenschaft, sowie die jeweils existierenden anerkannten Normen.

2. Abschnitt

Besondere Bestimmungen

Bauten und Anlagen

§ 10

(1) Bauwerke, die zur öffentlichen Benützung bestimmt sind, sowie Gebäude, in denen eine Beschäftigung ausgeübt wird, sind barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(2) Bestehende Bauwerke sind nach Inkrafttreten dieses Gesetzes binnen 5 Jahren entsprechend umzugestalten. Notwendige Pläne für den barrierefreien Umbau sind binnen 3 Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes öffentlich zugänglich zu machen.

(3) Jedenfalls sind Um- und Zubauten im Eingangsbereich eines Gebäudes im Sinne des Abs. 1 barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(4) Bei Aufzugseinbau oder Umbau ist dieser und dessen Zugang barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(5) Für bestehende Gebäude sind sofort Verbesserungsmaßnahmen zur Barrierefreiheit gem. § 9 zu treffen, wenn es hierzu zu keiner oder solcher baulicher Änderung bedarf, welche nur einen geringen Aufwand verursachen.

§ 11 Geförderte Bauvorhaben

Die Förderung der Errichtung von Gebäuden mit mehr als 2 Wohnungen darf nur erfolgen, wenn auf die Bedürfnisse behinderter und alter Menschen Bedacht genommen wird, indem die behinderten- und altengerechte Adaptierbarkeit insbesondere der Sanitärräume sichergestellt ist und bauliche Barrieren gem. § 9 vermieden werden. Insbesondere müssen bei den Gebäuden der Eingang und das Erdgeschoss stufenlos erreichbar sein; wird ein Personenaufzug eingebaut, so muss dieser barrierefrei gemäß § 9 ausgestattet sein.

(1) Die Sanierung von Wohnhäusern, Wohnungen, Wohnheimen und sonstigen Gebäuden kann gefördert werden, wenn Maßnahmen, die den Wohnbedürfnissen von behinderten und alten Menschen dienen, gesetzt werden.

§ 12

(1) Jedes neu errichtete, mit öffentlichen Mitteln geförderte Bauvorhaben, unabhängig von seinem Zweck, ist so zu gestalten, dass es von behinderten Menschen barrierefrei gemäß § 9 benützt werden kann.

(2) Im Falle der Nichtbeachtung des Abs. 1 sind die weiteren Bautätigkeiten zu untersagen und erforderlichenfalls die Rückbaumaßnahmen anzuordnen, sowie die Benützungsbewilligung nicht zu erteilen.

(3) Bereits bestehende Bauten müssen, bei Renovierungen und Umgestaltungen, spätestens jedoch binnen 5 Jahren nach Kundmachung dieses Gesetzes, barrierefrei gemäß § 9 ausgestaltet sein.

(4) Bauwerber von Einfamilienhäusern sind von Amts wegen auf die Vorteile barrierefreien Bauens hinzuweisen.

§ 13

Bauliche oder andere öffentlich zugängliche Anlagen, wie Wege, Plätze und Straßen, Parks, Spielplätze sind barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten. § 11 ist sinngemäß anzuwenden.

Öffentliche Verkehrseinrichtungen

§ 14
(1) Die Betreiber von öffentlichen Verkehrseinrichtungen haben ihre Transportmittel und ihre öffentlich zugänglichen Einrichtungen barrierefrei gem. § 9 zu gestalten.

(2) Unter öffentlichen Verkehrseinrichtungen sind im Sinne dieses Gesetzes Eisenbahnen, Straßenbahnen, Seilbahnen, Schiffe, Flugzeuge, Autobusse, Taxis und andere Formen des öffentlichen Transportes, unbesehen ob im öffentlichen oder im privaten Eigentum, zu verstehen.

(3) Bereits bestehende Transportmittel müssen binnen 5 Jahren nach Kundmachung dieses Gesetzes barrierefrei gem. § 9 gestaltet sein.

(4) Die Betreiber schienengebundener Verkehrsmittel haben dafür zu sorgen, dass bei bestehenden Eisenbahnen bzw. U-Bahnen pro Zugeinheit, zumindest ein Abteil sowie Einrichtungen zur allgemeinen Benützung wie z.B. WC, Speisewagen etc. barrierefrei gem. § 9 zugänglich und benutzbar ist.

§ 15

Beförderungsbedingungen, aufgrund derer die Beförderung eines behinderten Menschen wegen seiner Behinderung verweigert, eingeschränkt oder mit Auflagen versehen werden kann, sind nicht zu genehmigen und nichtig.

Behinderte Menschen sind berechtigt, Blindenführhunde und Rehabilitationshunde, wo immer diese gebraucht werden, mitzuführen.

§ 16

Für die Gestaltung von neuer Infrastruktur ist § 9 anzuwenden. Bestehende Infrastruktur ist binnen 5 Jahren barrierefrei gem. § 9 zu gestalten.

Inklusive Bildung

§ 17

1.) Behinderte Menschen haben das Recht auf inklusive Bildung ohne Einschränkung, bundesweit, im Nahbereich des Wohnsitzes an allen Bildungseinrichtungen die von der öffentlichen Hand getragen oder gefördert werden.

2.) Der Rechtsanspruch auf inklusive Bildung im Sinne des Abs. 1 umfasst insbesondere:

a) Anspruch auf Frühförderung

b) Die Möglichkeit eines integrativen Kindergartenplatzes in der Nähe des Wohnortes zu besuchen.

c) Der Unterricht ist nach einem für behinderte und nicht behinderte Menschen gemeinsamen, entwicklungsorientierten, individualisierten Curriculum zu gestalten.

d) Behinderte Menschen haben die notwendige pädagogisch-didaktische Unterstützung sowie erforderliche Assistenz zu erhalten.

e) Die benötigten behinderungsspezifischen Lehr- und Hilfsmittel sind zur Verfügung zu stellen.

f) Schulkonzepte, Lehrpläne Ausbildungs-, Studienpläne und Prüfungsverordnungen haben die besonderen Bedürfnisse von behinderten Menschen zu berücksichtigen.

g) Bildungsinhalte sind so zu vermitteln, dass sie von allen Menschen, unabhängig von ihrer Behinderung, aufgenommen werden können.

h) Bildungsräumlichkeiten und Anlagen sind barrierefrei gem. § 9 zu gestalten.

i) Behinderte Kinder, Jugendliche und Erwachsene, sowie deren Angehörige haben das Recht die erforderliche Beratung und Begleitung zu erhalten.

j) Gehörlose Menschen sind nur in Gruppen inklusiv zu beschulen und haben das Recht den gesamten Unterricht in ihrer Erstsprache ÖGS (österreichische Gebärdensprache), durch ÖGS – geprüfte LehrerInnen zu erhalten.

k) Bis zur Erlangung eines anerkannten Schul-/Studien-/Fachschulabschlusses haben gehörlose und schwerhörige Menschen zur Erreichung des Ausbildungszieles, uneingeschränkt das Recht, staatlich bezahlte Dolmetscherdienste in Anspruch zu nehmen. Dies gilt für alle Bildungseinrichtungen.

l) Hörgeschädigte bzw. schwerhörige Menschen, für die die ÖGS kein Ziel und keine Hilfe sind, sind technische, raumakustische und hörtaktische Hilfen zur Verfügung zu stellen.

m) Für blinde und sehbehinderte Menschen die Zurverfügungstellung von Unterrichtsmaterialien in Brailleschrift, in Form von elektronischen Medien, in Großdruck, sowie die Zurverfügungstellung von geeigneten Anschauungsmaterialien.

n) Blinde und hochgradig sehbehinderte Menschen haben das Recht im Unterricht die Brailleschrift zu erlernen.

o) Für lernbehinderte Menschen ist das Unterrichtsmaterial in easy to read/understand anzubieten.

p) Behinderte Menschen haben eine umfassende Bildungs- und Berufsberatung zu erhalten, die die Gesamtheit der beruflichen Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten berücksichtigt.

q) Es hat die Möglichkeit auf Teilabschlüsse im schulischen und berufsausbildenden Schulwesen zu bestehen.

Beschäftigung und Beruf

§ 18

(1) Aufgrund einer Behinderung darf niemand in Bezug auf

a) die Bedingungen für den Zugang zu selbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig vom Tätigkeitsfeld und beruflicher Position;

b) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung, einschließlich der praktischen Berufserfahrung diskriminiert werden.

c) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Dienstgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisationen.

§ 19

(1) Aufgrund einer Behinderung darf niemand im öffentlichen und privaten Bereich diskriminiert werden, insbesondere nicht in Bezug auf

a) den Zugang zu allen Formen und allen Ebenen der Berufsberatung, der Berufsausbildung, der beruflichen Weiterbildung und der Umschulung, einschließlich der praktischen Berufserfahrung; 

b) die Bedingungen - einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen - für den Zugang zu unselbständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig vom Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, einschließlich des beruflichen Aufstiegs;

c) die Begründung des Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses,

d) die Festsetzung des Entgelts,

e) die Gewährung freiwilliger Sozialleistungen, die kein Entgelt darstellen,

f) Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung auf betrieblicher oder ressortinternen Ebene,

g) beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen und Zuweisung zu höher entlohnten Verwendungen (Funktionen),

h) die sonstigen Arbeitsbedingungen,

i) die Beendigung des Dienst- oder Ausbildungsverhältnisses sowie

j) die Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- oder Dienstgeberorganisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe angehören, einschließlich der Inanspruchnahme der Leistungen solcher Organisationen.

(2) Der Dienstgeber hat die geeigneten und im konkreten Fall erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um behinderten Menschen den Zugang zur Beschäftigung, die Ausübung eines Berufes, den beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen zu ermöglichen, es sei denn, diese Maßnahmen würden den Dienstgeber unverhältnismäßig belasten. Eine Belastung ist nicht unverhältnismäßig, wenn sie durch geltende Maßnahmen im Rahmen der Behindertenpolitik ausreichend kompensiert wird.

(3) Der Dienstgeber hat die sanitären Vorkehrungen und Sozialeinrichtungen wie Kantinen, Aufenthaltsräume, Betriebskindergärten, Fitnessräume etc. barrierefrei gemäß § 9 zu gestalten.

(4) Auf den Bereich der Beschäftigung von Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf in Tageswerksstätten (Tagesheimstätten, sog. Beschäftigungstherapien) gegen bloße Bezahlung eines Taschengeldes sind alle arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen anzuwenden, ohne dass es dadurch zu einem Verlust oder einer Kürzung des Leistungsanspruchs kommen darf.

§ 20

(1) Bund Länder und Gemeinden verpflichten sich, über die bereits bestehenden Anreizsystem hinaus, weitere Anreize zu schaffen, die die Anstellung behinderter Menschen fördern. Die Belange behinderter Frauen sind dabei besonders zu berücksichtigen.

(2) Behinderte Menschen haben einen Anspruch auf Arbeitsassistenz, auf persönliche Assistenz am Arbeitsplatz, sowie auf Finanzierung der geeigneten und im Einzelfall erforderlichen Arbeitsplatzausstattung

(3) Verfahren im Sinne des Abs. 2 sind längstens innerhalb eines Monats ab Antragstellung mit Bescheid zu erledigen, wobei die Antragstellung ab dem Zeitpunkt, ab dem der Arbeitswerber seitens des künftigen Dienstgebers eine schriftliche Zusage für einen Arbeitsantritt vorweisen kann, stattfinden kann.

Zugang zur Information

§ 21

(1) Fernsehen:

a) Öffentlichrechtliches Fernsehen in Österreich hat innerhalb von 3 Jahren nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zumindest 50% des Fernsehprogramms zu untertiteln.

b) Es muss täglich eine Hauptabendnachrichtensendung für gebärdende Menschen inhaltlich zugänglich sein, indem der gesamte Inhalt per Dolmetsch-Einblendung in ÖGS übertragen wird.

c) Öffentlichrechtliches Fernsehen hat Vorsorge zu treffen, dass Spielfilme und Dokumentationen mit Audiodeskription regelmäßig angeboten werden.

d) Produktionen und Angebote des öffentlichrechtlichen Fernsehens sind unabhängig von einer allfälligen Aussendung nach den Grundsätzen der lit. a – c zu gestalten.

e) Fernsehsender, welche nach dem Privatfernsehgesetz in Österreich zugelassen sind, haben die Anforderungen des Abs. 1 insofern zu erfüllen, als ihnen dies wirtschaftlich zumutbar ist.

(2) Printmedien und gedruckte Werke

a) Printmedien und gedruckte Werke, welche eine Förderung aus der öffentlichen Hand erhalten, haben ihre Angebote in einer für behinderte Menschen zugänglichen und benutzbaren Form ohne Extrakosten bereitzustellen. Dies kann insbesondere eine elektrische Zurverfügungstellung, die Herausgabe in Brailleschrift u.ä. sein. 

b) Zulässig ist die nicht kommerzielle Benutzung eines erschienenen oder veröffentlichten Werkes durch Vervielfältigung für und Verbreiten an behinderte Menschen  in einer für sie geeigneten Form, soweit ihnen wegen ihrer Behinderung der Zugang zum Werk nicht möglich oder erheblich erschwert ist. Für die Wahrnehmung dieses Rechtes dürfen den Berechtigten und Nutzern keine zusätzlichen Kosten erwachsen.

c) Publikationen, die von der öffentlichen Hand oder in ihrem Auftrag erstellt werden, sind für behinderte Menschen in zugänglicher und benutzbarer Form zur Verfügung zu stellen.

d) Informationen, die zur Nutzung eines Angebotes oder Dienstleistung unbedingt notwendig sind, sind für behinderte Menschen in zugänglicher und benutzbarer Form zur Verfügung zu stellen. Dazu zählen Speisekarten, Broschüren für Heime, Geschäftsbedingungen, Preislisten, Fahrpläne u.ä.

(3) Elektronische Medien:
Internet und Intranetseiten sowie grafischen Programmoberflächen, die mit Mitteln der Informationstechnik dargestellt werden, müssen so gestaltet sein, dass sie von behinderten Menschen barrierefrei genutzt werden können. Die näheren Kriterien zur barrierefreien Benutzbarkeit der elektronischen Medien sind vom zuständigen Ministerium innerhalb von 6 Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit einer Verordnung zu erlassen.

(4) Besondere Informationen müssen in einer für behinderte Menschen zugänglichen Form gemäß § 9 zur Verfügung gestellt werden. Hier ist auch im speziellen auf das zwei Sinne-Prinzip Bedacht zu nehmen. Akustische Informationen sind optisch anzuzeigen, optische Informationen sind akustisch oder taktil auszugeben. Diese Informationen und Verfahren werden dem Empfänger ohne Verzug und ohne Extrakosten zur Verfügung gestellt.

Rechtsgeschäftlicher Verkehr

§ 22

(1) Niemand darf wegen seiner Behinderung im rechtsgeschäftlichen Verkehr diskriminiert werden. Eine Diskriminierung liegt vor, wenn

a) der Abschluss eines Vertrages, der regelmäßig in einer Vielzahl von Fällen einem unbestimmten Personenkreis gegenüber angeboten wird, einem behinderten Menschen wegen seiner Behinderung verweigert oder erschwert wird,

b) bei einem öffentlichen Angebot für den Abschluss eines Vertrages oder der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots behinderte Menschen als mögliche Vertragspartner ausgeschlossen werden,

c) ein Rechtsgeschäft gegenüber einem behinderten Menschen in nachteiliger Weise anders gestaltet wird, als gegenüber nichtbehinderten Menschen, oder

d) ein Dauerschuldverhältnis wegen einer Behinderung des Vertragspartners gekündigt oder nicht fortgesetzt wird,

(2) Abschluss und Inhalt des Rechtsgeschäftes haben in einer Form gestaltet zu sein, dass sie von allen Menschen, unabhängig von einer eventuellen Behinderung (Einschränkung) verstanden werden können.

§ 23

Behinderten Menschen darf der Zugang zu und die Benützung von Veranstaltungen, Theatern, Kinos, Vergnügungslokalen, Gaststätten, Hotels und öffentlichen Bädern sowie zu sonstigen Dienstleistungen, die für den allgemein öffentlichen Gebrauch bestimmt sind, wegen ihrer Behinderung nicht erschwert oder verwehrt werden.

Kommunikation

§ 24
(1) Die österreichische Gebärdensprache ist als eigenständige Sprache anerkannt.

(2) Gehörlose, hörbehinderte und sprachbehinderte Menschen haben das Recht, die österreichische Gebärdensprache zu verwenden. Soweit sie sich nicht in österreichischer Gebärdensprache verständigen, haben sie das Recht, andere geeignete Kommunikationshilfen oder Methoden (wie z.B. lautsprachbegleitende Gebärden) zu verwenden.

(3) Taubblinde Personen haben das Recht, mit Lormen oder taktilen unterstützenden Gebärden zu kommunizieren.

(4) Telefonanbieter haben geeignete Texttelefonvermittlungsdienste oder Bildüber​tragungsdienste, sobald eine signifikante Anzahl von Menschen die Bildtelefonie zur Kommunikation mit Hilfe der Zeichensprache verwendet, für nicht sprechende Menschen rund um die Uhr zur Verfügung zu stellen, über den auch Notrufnummern erreichbar sind. Diese Dienste sind ohne zusätzliche Kosten für den behinderten Menschen anzubieten.

Gesetzlich geregelte Verfahren

§ 25

In allen Verfahrensgesetzen ist vorzusehen, dass behinderten Menschen der gleiche Zugang zu den Verfahren sowie die gleichberechtigte Teilhabe an den Verfahren gewährleistet ist, wie nicht behinderten Menschen.

§ 26

Es sind Vorkehrungen zu treffen, dass in ihrer Mobilität beeinträchtigte Menschen jederzeit ungehinderten Zugang zu den Örtlichkeiten haben, an denen gesetzlich geregelte Verfahren stattfinden.

§ 27

Träger öffentlicher Gewalt haben bei der Abfassung und Gestaltung von allen Schriftstücken, eine Behinderung von Menschen zu berücksichtigen. Soweit Rechtsfolgen an den Zugang oder die Möglichkeit der Kenntnisnahme von schriftlichen Mitteilungen bestehen, treten diese nur ein, wenn die zusätzlich erforderliche Form eingehalten wurde. Eine Fristversäumnis ist unverschuldet, wenn die Behörde es verabsäumt, die Unterlagen oder Schriftstücke in einer der Behinderung adäquaten Form zur Verfügung zu stellen.

§ 28

Behinderte Menschen gemäß § 5 haben Anspruch darauf, mit Trägern öffentlicher Gewalt mit ihnen gemäßen Kommunikationshilfen zu kommunizieren.

(1) Gehörlose und hörbehinderte sowie sprachbehinderte Menschen haben das Recht gemäß § 24 zu kommunizieren. Die Träger öffentlicher Gewalt haben dafür auf Wunsch der Berechtigten im notwendigen Umfang die Übersetzung durch Gebärdensprachdolmetscher oder die Verständigung mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen sicherzustellen. 

(2) Nehmen blinde oder hochgradig sehbehinderte Personen an Verfahren teil, ist Vorsorge dafür zu treffen, dass schriftliche Verfahrensteile in einer Form gestaltet werden, dass sie von diesen Personen ohne fremde Hilfe wahrgenommen und behandelt werden können.

(3) Nehmen lernbehinderte Menschen an einem Verfahren teil, so ist dieses in einer Form zu gestalten, dass die Teilnehmenden dieses auch kognitiv erfassen können. Insbesondere hat die Behörde auf Verlangen den Inhalt von Akten oder Aktenteilen in geeigneter Weise zu erläutern. Schriftstücke sind in leicht verständlicher Sprache abzufassen.

§ 29

Die Kosten für den behinderungsbedingten Nachteilsausgleich bei einem Verfahren sind vom Bund zu tragen.

Durchsetzung der Gleichstellungsrechte

Zuständige Behörden

§ 30

Für die Durchführung des Verfahrens zur Durchsetzung der Gleichstellungsrechte nach diesem Bundesgesetz sind neben den ordentlichen Gerichten als vorgeschaltete Behörden die Schlichtungsstellen bei den Landesstellen des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen zuständig.

Schlichtungsstellen bei den Landesstellen des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen

§ 31

(1) Die Schlichtungsstellen werden bei den Landesstellen des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen eingerichtet

(2) Die Schlichtungsstellen bestehen jeweils aus einer Kommission von drei Mitgliedern und der erforderlichen Zahl von Ersatzmitgliedern.

(3) Die Mitglieder der Kommissionen der Schlichtungsstellen werden vom Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz für fünf Jahre bestellt. Eine Wiederbestellung ist zulässig.

(4) Jeweils ein Mitglied einer Kommission einer Schlichtungsstelle sowie ein Ersatzmitglied ist auf Vorschlag
1. der im § 10 Abs. 1Z 6 des Bundesbehindertengesetzes (BBG), BGBl. Nr. 283/1990, umschriebenen Organisation, 
2. des Beirates für Mediation im Sinne des § 4 des Zivilrechts-Mediationsgesetzes (ZivMediatG), BGBl. I Nr. 29/2003, und
3. des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen
zu bestellen. Dabei ist § 10 Abs. 2 bis 4 des Bundesbehindertengesetzes sinngemäß anzuwenden.

(5) In die Vorschläge sind möglichst Personen aufzunehmen, die über praktische Erfahrungen und/oder über theoretische Kenntnisse auf dem Gebiet der Behindertengleichstellung verfügen. Der Vorschlag nach Abs. 4 Z 1 hat sich jedenfalls auf eine Person zu beziehen, die selbst behindert im Sinne dieses Bundesgesetzes ist. Der Vorschlag nach Abs. 4 Z 2 hat sich jedenfalls auf eine Person zu beziehen, die in die Liste der Mediatoren gemäß §§ 12 bis 14 des Zivilrechts-Mediationsgesetzes eingetragen ist.

(6) Nach Ablauf der fünfjährigen Funktionsperiode haben die alten Kommissionen der Schlichtungsstellen die Geschäfte so lange weiterzuführen, bis die neuen Kommissionen der Schlichtungsstellen zusammentreten. Die Zeit der Weiterführung der Geschäfte durch die jeweilige alte Kommission der Schlichtungsstelle zählt auf die Funktionsperiode der neuen Kommission der Schlichtungsstelle.

(7) Den Vorsitz in den Kommissionen der Schlichtungsstellen führt das aufgrund des Vorschlages gemäß Abs. 4 Z 2 bestellte Mitglied bzw. dessen Ersatzmitglied.

(8) Für die sachlichen und personellen Erfordernisse der Schlichtungsstellen hat das Bundesministerium für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz aufzukommen. Zur Führung der Geschäfte sind in den Landesstellen des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen Büros einzurichten.

(9) (Verfassungsbestimmung) Die Mitglieder und Ersatzmitglieder der Kommissionen der Schlichtungsstellen sind unabhängig und weisungsfrei.

(10) Die Mitglieder der Kommissionen der Schlichtungsstellen und deren Ersatzmitglieder sind zur gewissenhaften Ausübung ihrer Funktion und zur Verschwiegenheit über die ihnen in Ausübung ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Umstände verpflichtet.

(11) Der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz hat ein Mitglied oder ein Ersatzmitglied einer Kommission einer Schlichtungsstelle seiner Funktion zu entheben,
1. wenn es dies beantragt,
2. wenn eine Voraussetzung für die Bestellung weggefallen ist oder
3. wenn es die Pflichten seiner Funktion vernachlässigt.

(12) Den Mitgliedern der Kommissionen der Schlichtungsstellen gebührt eine Vergütung für ihre Tätigkeit, deren Höhe der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen festzusetzen hat.

(13) Die Mitglieder der Kommissionen der Schlichtungsstellen haben Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten unter sinngemäßer Anwendung der für Schöffen und Geschworene geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975, BGBl. Nr. 136.

(14) Zur näheren Regelung der Führung der Geschäfte kann der Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz eine Geschäftsordnung für die Schlichtungsstellen erlassen, die in einer für behinderte Menschen zugänglichen und benützbaren Weise öffentlich kundzumachen ist.

(15) Die Inanspruchnahme der Schlichtungsstellen ist mit keinen Kosten verbunden.

(16) Die Kommissionen der Schlichtungsstellen fassen ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Dem Vorsitzenden kommt das Dirimierungsrecht zu, der seine Stimme als letzter abgibt. Der Standpunkt samt Begründung des in der Minderheit gebliebenen Mitgliedes einer Kommission ist in einem nicht öffentlichen Beratungs- und Beschlussprotokoll schriftlich festzuhalten.

(17) Die Kommission der Schlichtungsstelle hat nach Vornahme der erforderlichen Ermittlungen, wenn der Versuch einer gütlichen Beilegung des Streites erfolglos geblieben ist, über den Antrag zu entscheiden. Auf das Verfahren sind, sofern dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG) anzuwenden

(18) Die Entscheidung der Schlichtungsstelle kann durch kein Rechtsmittel angefochten werden. Sie bildet, wenn die Frist zur Anrufung des Gerichtes nach § 32 Abs. 1 abgelaufen ist, einen Exekutionstitel im Sinn des § 1 der Exekutionsordnung.

(19) Die im Verfahren vor der Schlichtungsstelle erforderlichen Schriften und die vor ihr abgeschlossenen Vergleiche sind von Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

Anrufung des Gerichtes

§ 32

(1) Ein Verfahren bei den ordentlichen Gerichten kann nur eingeleitet werden, wenn die Sache vorher bei der Schlichtungsstelle anhängig gemacht worden ist.

(2) Die Partei, die sich mit der Entscheidung der Schlichtungsstelle nicht zufrieden gibt, kann die Sache innerhalb von sechs Wochen ab Zustellung der Entscheidung bei Gericht anhängig machen. Durch die Anrufung des Gerichtes tritt die Entscheidung der Schlichtungsstelle außer Kraft. Sie tritt jedoch wieder in Kraft, wenn der Antrag auf Entscheidung des Gerichtes zurückgezogen wird. Die Entscheidung über einen Antrag auf Bewilligung der Wiedereinsetzung gegen den Ablauf der Anrufungsfrist obliegt dem Gericht; der Wiedereinsetzungsantrag ist unmittelbar bei Gericht einzubringen.

(3) Das Gericht kann ferner von jeder Partei angerufen werden, wenn das Verfahren vor der Schlichtungsstelle nicht binnen drei Monaten zum Abschluss gelangt ist. Sobald ein solches Begehren bei Gericht eingebracht wurde, hat die Schlichtungsstelle das Verfahren einzustellen.

(4) Über den Tag, an dem das Verfahren bei der Schlichtungsstelle anhängig gemacht wurde, über den Inhalt der Entscheidung der Schlichtungsstelle oder, wenn es zu einer solchen nicht kommt, darüber, dass der Vergleichsversuch erfolglos geblieben ist, hat die Schlichtungsstelle der Partei auf Verlangen eine Bestätigung auszustellen. Begehrt die Partei die Entscheidung des Gerichtes, so hat sie diesem die Bestätigung vorzulegen. Die Schlichtungsstelle hat dem Gerichte auf Ersuchen die Akten zu übermitteln.

Unterbrechung eines Rechtsstreits

§ 32a

Das Verfahren über einen Rechtsstreit ist von Amts wegen zu unterbrechen, wenn die Entscheidung von einer Vorfrage abhängt, über die ein Verfahren nach diesem Bundesgesetz beim Gericht oder der Schlichtungsstelle bereits anhängig ist.

Einstweilige Verfügungen

§ 32b

Zur Sicherung von Ansprüchen nach diesem Bundesgesetz kann das Gericht einstweilige Verfügungen nach der Exekutionsordnung erlassen. Im Falle der Glaubhaftmachung im Sinne des § 34 kann ihre Bewilligung nicht von einer Sicherheitsleistung nach § 390 Abs. 2 der Exekutionsordnung abhängig gemacht werden, sofern eine ernsthafte Gefahr für die Gesundheit oder das Leben des Antragstellers droht. Wird ein Antrag auf Erlassung einer einstweiligen Verfügung bei Gericht gestellt, so kann ab diesem Zeitpunkt ein Verfahren bei der Schlichtungsstelle gemäß § 31 nicht mehr anhängig gemacht werden; für ein bereits bei der Schlichtungsstelle anhängiges Verfahren gilt § 32 Abs. 2 zweiter Satz sinngemäß. Der Antrag in der Hauptsache ist in diesen Fällen bei Gericht einzubringen.

Besondere Verfahrensbestimmungen

§ 33

(1) In Verfahren bei der Schlichtungsstelle oder bei den Gerichten wegen einer Diskriminierung oder einer Benachteiligung nach diesem Bundesgesetz haben auch Parteistellung:

Gesetzliche Interessenvertretungen sowie Verbände und Vereine, die in einem beim Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen zu errichtenden Verzeichnis eingetragen sind, sofern und insoweit sie die Bekämpfung von Diskriminierungen oder Benachteiligungen im Sinne dieses Gesetzes betreffen, die von einem konkreten Einzelfall abstrahiert werden können.
In dieses Verzeichnis kann sich jeder Verein oder Verband eintragen lassen, dessen satzungsgemäßer Zweck die Wahrung der Rechte und Interessen von Menschen mit Behinderungen ist. Die Aufnahme in dieses Verzeichnis erfolgt auf Antrag. Die Ablehnung seitens des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen hat mittels Bescheid und nur aus triftigen Gründen zu erfolgen.

(2)
Vor den Gerichten erster Instanz dürfen sich die Parteien außer durch qualifizierte Personen noch durch gesetzliche Interessenvertretungen sowie die aus dem Verzeichnis gemäß Abs. 1 ersichtlichen Verbände und Vereine vertreten lassen; diese bedürfen einer Bevollmächtigung durch die zu vertretende Person.
Beweislast

§ 34

Wenn im Streitfall der behinderte Mensch im Sinne des § 5 oder im Falle einer Verbands​klage der Verband oder der Verein im Sinne des § 33 Abs. 1 Umstände glaubhaft macht, die eine Diskriminierung oder Benachteiligung im Sinne der §§ 6 und 7 mit Wahr​schein​lichkeit annehmen lassen, trägt die Gegenseite die Beweislast dafür, dass eine Benachteiligung oder Diskriminierung nicht vorliegt oder nicht auf die Behinderung bezogene sachliche Gründe hierfür vorliegen.

Sanktionen

§ 35

Eine benachteiligte oder diskriminierte Person im Sinne dieses Bundesgesetzes kann im Verfahren nach § 30 ff verlangen:

a) die Abgeltung des durch die Benachteiligung oder Diskriminierung erlittenen Schadens;

b) die Abgeltung des immateriellen Schadens für die durch die Benachteiligung oder Diskriminierung erlittene Beleidigung, Kränkung, Herabwürdigung oder Belästigung, wobei diese zumindest mit € 400,-- zu bemessen ist;

c) die Unterlassung der Benachteiligung oder Diskriminierung;

d) die Beseitigung der benachteiligenden oder diskriminierenden Umstände;

Artikel III

Abänderungsteil

[In diesem Abänderungsteil werden u.a. jene Bestimmungen aufgenommen, die im Rahmen einer Serienanfrage der Abg. Theresia Haidlmayr vom 12. November 2003 betreffend „behindertenbenachteiligende Bestimmungen“ im Bundesrecht 1046/J bis 1058/J von den Bundesministerien benannt sowie jene die in der "Arbeitsgruppe zur Überprüfung der Rechtsordnung hinsichtlich behindertendiskriminierender Bestimmungen" im Bundeskanzleramt (1998 - 1999) erwähnt wurden. ]

Schulpflichtgesetz 

§ 1a lautet:

Die allgemeine Schulpflicht wird durch den Unterricht bzw. die Förderung außerhalb der Schule (§15) erfüllt, solange Anspruch darauf besteht.

§ 15 lautet: "Förderung von Kindern außerhalb der Schule“

(1) Schülerinnen und Schüler, die innerhalb der Schule keine angemessene Förderung erhalten können (Abs. 2), haben Anspruch auf Unterricht bzw. Förderung außerhalb der Schule. Sie sind während der außerschulischen Förderung von der Pflicht zum Schulbesuch (§ 5 SChPflG) befreit.

(2) Anspruch auf Förderung außerhalb der Schule besteht, wenn medizinische Gründe einen Schulbesuch ausschließen oder der Schulbesuch eine unzumutbare Belastung für die Schülerinnen und Schüler darstellen würde. 

(3) Auf das Verfahren zur Feststellung des Anspruchs auf außerschulische Förderung ist § 8 sinngemäß anzuwenden. Besteht während des Verfahrens Schulpflicht, ist diese nach Wunsch der Eltern bzw. Erziehungsberechtigen in der Schule oder durch Unterricht bzw. Förderung außerhalb der Schule zu erfüllen.
(4) Die Unterrichtung bzw. Förderung außerhalb der Schule umfasst zumindest so viele Wochenstunden, wie sie bei einem Schulbesuch der jeweils anzuwendende Lehrplan vorsieht. Der Inhalt der Unterrichtung bzw. Förderung ist in Einvernehmen mit den Eltern bzw. den Erziehungsberechtigten vom zuständigen Bezirksschulrat festzulegen, dem auch die Bereitstellung obliegt.
Schulorganisationsgesetz

§ 131a Abs. 1 lautet: 

„Für die Erprobung von Maßnahmen zur Ermöglichung des gemeinsamen Unterrichts von SchülerInnen mit und ohne sonderpädagogischen Förderbedarf sind an den berufsbildenden mittleren und höheren sowie allgemeinbildenden höheren Schulen und Berufsschulen Schulversuche durchzuführen. Die Schulbehörden haben dabei sicherzustellen, dass Versuche unter Bedachtnahme auf die persönlichen Fähigkeiten interessierter SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf an möglichst allen oben genannten Schularten eingerichtet werden. Für die Aufnahme in die Versuchsklassen gilt hinsichtlich SchülerInnen mit sonderpädagogischem Förderbedarf § 55 nicht.“

§ 131a Abs. 2 wird angefügt:

„Ferner ist insbesondere auch der Einsatz auf die persönlichen Fähigkeiten unter Bedachtnahme auf die Anforderungen des Arbeitsmarktes abgestimmter, individueller Lehrpläne und die intensive Zusammenarbeit zwischen Schule und Wirtschaft unter Beiziehung von Beratungsdiensten für die Förderung behinderter Menschen zu erproben. Bei Abschluss der Ausbildung sind im Abschlusszeugnis die erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten im Einzelnen zu beschreiben.“

§ 131a Abs. 4, 5 und 6 entfallen. Der bisherige Abs. 7 erhält die Bezeichnung (4).

[Gleichartige Regelungen sind für die land- und forstwirtschaftlichen Schulen vorzusehen.]

Schulunterrichtsgesetz

§ 32 Abs. 2 lautet:

„(2) Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf sind berechtigt, Schulen zwei Jahre über den im Abs. 1 genannten Zeitraum hinaus zu besuchen.“

§ 32 Abs. 2a wird angefügt: 

„Abweichend davon sind Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, die die Hauptschule oder die Polytechnische Schule nicht erfolgreich abgeschlossen haben, berechtigt, in einem freiwilligen 10. bis 12. Schuljahr eine Schule ihrer Wahl zu besuchen.“

Eisenbahnbeförderungsgesetz

Beförderungspflicht

§ 3

d)
Das Eisenbahnverkehrsunternehmen hat auf jeder regelmäßig betriebene Verbindung jede Stunde einen Zug mit einem Waggon zu versehen, der für behinderte Menschen, ältere Menschen, werdende Mütter, Kinder und Fahrgäste mit kleinen Kindern ohne besondere Erschwernis und ohne fremde Hilfe zugänglich ist.  [Übergangsfrist: 2 Jahre]

e)
Falls das Eisenbahnunternehmen den Anforderungen des § 3 Abs. 1 Lit d. nicht entspricht, so hat es den Zug mit ausreichendem Personal sowie den erforderlichen Hilfseinrichtungen zum gefahrlosen Ein- und Aussteigen von behinderten Menschen zu versehen. Diese Ausstattung hat in jedem Fall bis zur Umsetzung von § 3 Abs. 1 Lit d. vorhanden zu sein, und zwar in dem Ausmaß, dass die gleiche Anzahl von Zügen zumindest auf diese Weise zugänglich ist.

(4)
Besteht ein wichtiges öffentliches Interesse an einer sicheren, barrierefrei zugänglichen und ordnungsgemäßen Verkehrsbedienung, so hat der Bundesminister für Verkehr, Innovationen und Technologie Änderungen der Beförderungspflicht durch Verordnung vorsehen. Solche Verordnungen sind in den betroffenen Bahnhöfen unverzüglich durch Aushang kundzumachen. Die Verordnungen treten, sofern in ihnen nichts anderes bestimmt ist, mit der Kundmachung in Kraft. Soweit erforderlich, hat der Bundes​minister für Verkehr, Innovationen und Technologie die Verordnungen in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

Warteräume

§ 12

(1)
Die Eisenbahn hat die Warteräume in besetzten Bahnhöfen mit geringem Verkehr spätestens eine halbe Stunde, in besetzten Bahnhöfen mit starkem Verkehr spätestens eine Stunde vor der fahrplanmäßigen Abfahrt eines Zuges zu öffnen. Die Warteräume müssen barrierefrei zugänglich sein.

Handgepäck

§ 26

(1) Der Reisende kann leicht tragbare Gegenstände sowie Rollstühle und andere Hilfsmittel als Handgepäck unentgeltlich in Personenwagen mitnehmen und an den vorgesehenen Stellen unterbringen. Der Reisende hat zur Aufrechterhaltung der Ordnung im Zug die Anordnungen der Eisenbahnbediensteten hinsichtlich der Unterbringung des Handgepäcks zu beachten.

Mitnahme lebender Tiere

§ 27

(1) Die Eisenbahn hat die Bestimmungen über die Mitnahme lebender Tiere in Personenwagen im Tarif festzusetzen. Die Mitnahme von Blindenführ- und Servicehunden erfolgt unentgeltlich und kann vom Eisenbahnunternehmen nicht untersagt werden.

Eisenbahngesetz

Genehmigungen

 § 14

(3)
Bei Erweiterungs-, Erneuerungs- und Umbauten geringen Umfanges, bei Veränderungen eisenbahntechnischer Einrichtungen und Fahrbetriebsmittel in geringem Umfang sowie bei Abtragungen bedarf es keiner eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung und keiner Betriebsbewilligung. Voraussetzung ist, daß das Eisenbahnunternehmen diese Maßnahmen unter der Leitung einer gemäß § 15 verzeichneten Person ausführt, die Maßnahmen den Anforderungen an barrierefreien Verkehr nicht widersprechen und Rechte und Interessen Dritter, deren Zustimmung nicht bereits vorliegt, durch das Bauvorhaben nicht berührt werden.   

Pflichten des Eisenbahnunternehmens

§ 19 

(1)
Das Eisenbahnunternehmen ist verpflichtet, die Eisenbahn einschließlich der Betriebsmittel und des sonstigen Zugehörs unter Berücksichtigung der Sicherheit, der Ordnung, der barrierefreien Zugänglichkeit und der Erfordernisse des Eisenbahnbetriebes und des Eisenbahnverkehrs zu bauen, zu erhalten, zu ergänzen und nach Maßgabe der Rechtsvorschriften,  dem Stand der technischen Entwicklung und der Konzession zu betreiben. Durch Anstalten des Bundes oder eines Bundeslandes, akkreditierte Stellen oder benannte Stellen im Rahmen des fachlichen Umfanges ihrer Akkreditierung, staatlich autorisierte Anstalten und Ziviltechniker, jeweils im Rahmen ihrer Befugnisse, ist in einem Zeitraum von jeweils fünf Jahren regelmäßig wiederkehrend prüfen zu lassen, ob die Eisenbahn einschließlich der Betriebsmittel und des sonstigen Zugehörs den Bestimmungen dieses Bundesge​setzes, den auf Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen und den eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungs- und Betriebsbewilligungs​bescheiden noch entspricht. Über jede wiederkehrende Prüfung ist eine der Behörde vorzulegende Prüfbescheinigung auszustellen, die insbesondere festgestellte Mängel und Vorschläge zu deren Behebung zu enthalten hat. 

(4)
Das Bundesministerium für Verkehr, Innovationen und Technologie hat allgemein oder für einzelne Eisenbahnen durch Verordnung zu bestimmen, welche Maßnahmen von den Eisenbahnunternehmen zur Wahrung der ihnen gemäß den Abs. 1 und 2 obliegenden Verpflichtungen nach dem jeweiligen Stande der technischen Entwicklung des Eisenbahnwesens einschließlich der Barrierefreiheit zu treffen sind.

§ 22 

(1) Das Eisenbahnunternehmen bzw. das Eisenbahnverkehrsunternehmen hat einen bedarfsgerechten, barrierefrei zugänglichen und wirtschaftlich zumutbaren öffentlichen Verkehr auf Grund von Tarifen, und im Personenverkehr auch von Fahrplänen, anzubieten. Das Eisenbahninfrastrukturunternehmen hat die Schieneninfrastruktur Eisenbahnverkehrsunternehmen zwecks Eisenbahnverkehrs anzubieten und zur Verfügung zu stellen. Für die Benützung nach § 56 ist auf Grundlage der allgemeinen Kriterien (§ 67) zu regeln, wie das konkrete Benützungsentgelt festgesetzt wird.

§ 28

Die Behörde hat Nebenbahnen, Straßenbahnen und Seilbahnen Erleichterungen von den ihnen nach den §§ 19 bis 27, 45 und 55 obliegenden Verpflichtungen zu gewähren, soweit hiedurch die Sicherheit der Betriebsführung und die barrierefreie Zugänglichkeit nicht gefährdet ist und private Rechte oder öffentliche Interessen nicht entgegenstehen.

§ 34

(3) Den Dienststellen des Bundes, der Länder und Gemeinden, deren örtlicher und sachlicher Wirkungsbereich durch die geplante Eisenbahn berührt wird sowie den Dienststellen, die mit der barrierefreien Gestaltung von Fahrzeugen oder baulichen Anlagen befasst sind, ist Gelegenheit zu geben, zu dem Bauentwurf Stellung zu nehmen.

§ 36 

(4) Die in den Abs. 1 bis 3 vorgesehenen Genehmigungen sind nach Maßgabe der Erfordernisse der Sicherheit, Barrierefreiheit und Ordnung des Betriebes und Verkehrs sowie des Standes der technischen Entwicklung zu erteilen.

(5) Im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens kann die Behörde insbesondere auch anordnen, dass eine zeitlich befristete Erprobung von Fahrbetriebsmitteln außerhalb von Beförderungen im allgemeinen Personen-, Reisegepäck- oder Güterverkehr zu erfolgen hat, sofern dies für eine ausreichende Beurteilung der Erfordernisse der Sicherheit, Barrierefreiheit und Ordnung des Betriebes und Verkehrs notwendig erscheint. Dabei kann die Behörde die näheren Kriterien für die Erprobung festlegen.  

Betriebsbewilligung

§ 37

(1) Mit einer eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung gemäß den §§ 35 oder 36 kann die Behörde die Bewilligung zur Inbetriebnahme der vollendeten Bauten, eisenbahntechnischen Einrichtungen oder Fahrbetriebsmittel verbinden, wenn dagegen vom Standpunkt der Sicherheit, Barrierefreiheit und Ordnung des Betriebes und Verkehrs keine Bedenken bestehen.

(3) Die Behörde kann die nach Abs. 2 beantragte Betriebsbewilligung ohne weiteres erteilen, wenn die Eisenbahnanlagen, eisenbahntechnischen Einrichtungen oder Fahrbetriebsmittel unter der Leitung von im § 15 bezeichneten Personen ausgeführt wurden und keine Bedenken dagegen bestehen, dass ein sicherer und barrierefreier Eisenbahnbetrieb gewährleistet ist. Ansonsten ist nach Lage des Falles insbesondere zu prüfen, ob die Eisenbahnanlagen, eisenbahntechnischen Einrichtungen oder Fahrbetriebsmittel der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung oder der Genehmigung gemäß § 36 entsprechend ausgeführt sind, die Sicherung gegen Zündung durch Funken (§ 40 Abs. 1) stattgefunden hat und die Betriebsmittel betriebssicher beschaffen sind.  

Rechtspflegergesetzes

§ 24

(2) Der Antrag ist abzulehnen, wenn voraussichtlich kein Bedarf auf dem angestrebten Arbeitsgebiet gegeben ist oder wenn die Zulassung aus dienstlichen Gründen nicht möglich ist.

§ 25

(3) Bei behinderten Rechtspflegeranwärtern ist hinsichtlich der Anforderungen nach Abs. 1, insbesondere jedoch hinsichtlich der Form und Dauer der Prüfung (§§ 38, 39), auf die Art und das Ausmaß der Behinderung besonders Bedacht zu nehmen.

§ 29

(2a) Bei der Auswahl des Ortes für die Lehrgänge ist darauf zu achten, dass dieser für körperbehinderte Personen gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist. Die Lernmaterialien sind hochgradig sehbehinderten und blinden Teilnehmern nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten in einer für sie wahrnehmbaren Form zur Verfügung zu stellen.

§ 45

(4) Die §§ 24 Abs. 2, 25 Abs. 3 und 29 Abs. 2a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.

Richterdienstgesetzes

Art. IV

(4) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ist – unbeschadet von Sonderregelungen zur Gleichbehandlung in diesem Bundesgesetz - das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, für behinderte Menschen, insbesondere auch bei der Erstattung von Besetzungsvorschlägen mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, als die Gleichbehandlungsbeauftragten (§ 26 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes) in den Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes zur Vertretung der Interessen behinderter Personen befugt sind.

In § 2 Abs. 1 Z 4 entfällt die Wendung „sowie die körperliche Eignung“.

§ 30

(3) Die Ausschreibung ist im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu veröffentlichen. Sie hat daneben aber auch auf eine für behinderte Menschen geeignete und technisch mögliche Weise zu erfolgen.

§ 32a 

Abs. 2 erhält die Absatzbezeichnung „(3)“; § 32a Abs. 2 lautet:

(2) Bei der Auswahl des Ortes für eine Aussprache ist darauf zu achten, dass dieser für körperbehinderte Personen gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist.

In § 32b Abs. 1 wird nach der Wendung „Personen verschiedenen Geschlechts“ die Wendung „oder eine behinderte Person“ eingefügt.

§ 173

(33) Artikel IV Abs. 4 und §§ 2 Abs. 1 Z 4, 30 Abs. 3, 32a Abs. 2 sowie 32b Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.

Sachverständigen- und Dolmetschgesetzes

§ 2 

Abs. 2 Z 1 lit. D entfällt.

In § 4 Abs. 2 zweiter Satz entfällt der Ausdruck „d,“.

Nach § 4a Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Bei behinderten Bewerbern oder Verlängerungswerbern (§ 6) ist vom Vorsitzenden ein Gleichbehandlungsbeauftragter nach dem Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, beizuziehen; diesfalls sind Artikel IV Abs. 4, § 32a Abs. 2 und § 32b des Richterdienstgesetzes, BGBl. Nr. 305/1961, sinngemäß anzuwenden.“

Dem § 15 wird folgender Abs. 3 angefügt:

(3) Die §§ 2 Abs. 2 Z 1, 4 Abs. 2 und 4a Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.

Änderung des Staatsanwaltschaftsgesetzes

§ 17

(3) Die Ausschreibung hat im Amtsblatt zur Wiener Zeitung zu erfolgen. Sie hat daneben aber auch auf eine für behinderte Menschen geeignete und technisch mögliche Weise zu erfolgen.

Nach § 19 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Bei der Auswahl des Ortes für eine Aussprache ist darauf zu achten, dass dieser für körperbehinderte Personen gefahrlos und tunlichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist.“

Dem § 19 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„(3) ... Dabei ist auf § 40 Abs. 2 bedacht zu nehmen.“

§ 40 lautet:

(1) Die in diesem Bundesgesetz verwendeten personenbezogenen Ausdrücke umfassen Frauen und Männer gleichermaßen.

(2) Im Anwendungsbereich dieses Bundesgesetzes ist – unbeschadet von Sonderregelungen zur Gleichbehandlung in diesem Bundesgesetz - das Bundes-Gleichbehandlungsgesetz, BGBl. Nr. 100/1993, für behinderte Menschen, insbesondere auch bei der Erstattung von Besetzungsvorschlägen mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, als die Gleichbehandlungsbeauftragten (§ 26 des Bundes-Gleichbehandlungsgesetzes) in Angelegenheiten dieses Bundesgesetzes zur Vertretung der Interessen behinderter Personen befugt sind. § 32b des Richterdienstgesetzes (RDG) gilt in Verfahren nach diesem Bundesgesetz sinngemäß.“

Dem § 42 wird folgender Abs. 5 angefügt:

“(5) Die §§ 17 Abs. 3, 19 Abs. 1a und 3 sowie 40 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

Schulorganisationsgesetzes

Nach § 2 wird folgender § 2a samt Überschrift eingefügt:

“Chancengleichheit für behinderte Schüler

§ 2a. 

(1) In den Schulen gemäß § 3 Abs. 2 ist § 59 Abs. 1 Z 12 des Bundesgesetzes über die Organisation der Universitäten (Universitätsgesetz 2002), BGBl. I Nr. 120/2002, sinngemäß anzuwenden.

(2) Hochgradig sehbehinderten und blinden Schülern sind die Unterrichtsmaterialien nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten in einer für sie wahrnehmbaren Form zur Verfügung zu stellen.“

§ 121 Aufnahmsvoraussetzung

„Voraussetzung für die Aufnahme in eine Pädagogische Akademie ist die erfolgreiche Ablegung der Reifeprüfung einer höheren Schule.“

Dem § 131 wird folgender Abs. 17 angefügt:

“(17) Die §§ 2a und 121 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2003 treten mit dem auf die Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft.“

e-Government-Gesetz

§ 1

(1) Dieses Bundesgesetz dient der Förderung rechtserheblicher elektronischer Kommunikation. Der elektronische Verkehr mit öffentlichen Stellen soll unter Berücksichtigung grundsätzlicher Wahlfreiheit zwischen Kommunikationsarten für Anbringen an diese Stellen erleichtert werden. Bei der Umsetzung der Ziele dieses Bundesgesetzes ist Vorsorge dafür zu treffen, dass die elektronische Verfahrensführung auch für behinderte Menschen barrierefrei zugänglich und benützbar ist; zu diesem Zweck sind die dem jeweiligen Stand der Technik und Wissenschaft entsprechenden Accessibility-Standards zu berücksichtigen.

Erläuterungen [in Arbeit] 

[Den besonderen Bedürfnissen behinderter Kinder und Jugendlicher ist besonders Rechnung zu tragen.]

[Es ist noch eine Verknüpfung der Sanktionen mit den jeweiligen Diskriminierungstatbeständen herzustellen.]

Entwurf vom 18.11.2003
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